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Gesetzesbeschluss
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Änderung personenbeförderungsrechtlicher 
Vorschriften

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 195. Sitzung am 27. September 2012

aufgrund der Beschlussempfehlung und des Berichts des Ausschusses für 

Verkehr, Bau und Stadtentwicklung – Drucksache 17/10857 – den von der 

Bundesregierung eingebrachten

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung personenbeförderungsrechtlicher 

Vorschriften

– Drucksache 17/8233 –

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.

Erster Durchgang: Drs. 462/11

Fristablauf: 02.11.12



1. Artikel 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

‚1. § 1 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Diesem Gesetz unterliegen nicht Beförderungen

1. mit Personenkraftwagen, wenn diese unentgeltlich sind oder das Gesamtentgelt 
die Betriebskosten der Fahrt nicht übersteigt;

2. mit Krankenkraftwagen, wenn 
ge Personen befördert werden, die während der Fahrt einer medizinisch fachl
chen Betreuung oder der besonderen Einrichtung des Krankenkraftwagens bedü

damit kranke, verletzte oder sonstige hilfsbedürfti-
i-
r-

fen oder bei denen solches auf Grund ihres Zustandes zu erwarten ist.

Satz 1 Nummer 1 gilt auch, wenn die Beförderungen geschäftsmäßig sind.“ ‘

b) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1a eingefügt:

‚1a. § 2 Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

„(6) Anstelle der Ablehnung einer Genehmigung kann im Fall einer Beförderung, 
die nicht alle Merkmale einer Verkehrsart oder Verkehrsform erfüllt, eine Genehmigung 
nach denjenigen Vorschriften dieses Gesetzes erteilt werden, denen diese Beförderung 
am meisten entspricht, soweit öffentliche Verkehrsinteressen nicht entgegenstehen.“ ‘

c)

aa) Buchstabe a wird wie folgt gefasst:

Nummer 2 wird wie folgt geändert:

‚a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Für die Sicherstellung einer ausreichenden Bedienung der Bevölkerung 
den mit Verkehrsleistungen im öffentlichen Personennahverkehr sind die von 

Ländern benannten Behörden (Aufgabenträger) zuständig. Der Aufgabenträger de-
finiert dazu die Anforderungen an Umfang und Qualität des Verkehrsangebotes, 
dessen Umweltqualität sowie die Vorgaben für die verkehrsmittelübergreifende 
Integration der Verkehrsleistungen in der Regel in einem Nahverkehrsplan. Der 
Nahverkehrsplan hat die Belange der in ihrer Mobilität oder sensorisch einge-
schränkten Menschen mit dem Ziel zu berücksichtigen, für die Nutzung des öffent-
lichen Personennahverkehrs bis zum 1. Januar 2022 eine vollständige Barriere-
freiheit zu erreichen. Die in Satz 3 genannte Frist gilt nicht, sofern in dem Nahver-
kehrsplan Ausnahmen konkret benannt und begründet werden. Im Nahverkehr
plan werden Aussagen über zeitliche Vorgaben und erforderliche Maßnah

s-
men g

troffen. Bei der Aufstellung des Nahverkehrsplans sind die vorhandenen Unte
e-
r-

nehmer frühzeitig zu beteiligen; soweit vorhanden sind Behindertenbeauftragte 
oder Behindertenbeiräte, Verbände der in ihrer Mobilität oder sensorisch einge-
schränkten Fahrgäste und Fahrgastverbände anzuhören. Ihre Interessen sind an-
gemessen und diskriminierungsfrei zu berücksichtigen. Der Nahverkehrsplan bil-
det den Rahmen für die Entwicklung des öffentlichen Personennahverkehrs. Die 
Länder können weitere Einzelheiten über die Aufstellung und den Inhalt der Nah-
verkehrspläne regeln.“ ‘

Nach Buchstabe a wird folgender Buchstabe b eingefügt:

Nach Absatz 3 werden die folgenden Absätze 3a und 3b eingefügt:

„(3a) Die Genehmigungsbehörde wirkt im Rahmen ihrer Befugnisse nach 
diesem Gesetz und unter Beachtung des Interesses an einer wirtschaftlichen Ver-
kehrsgestaltung an der Erfüllung der dem Aufgabenträger nach Absatz 3 Satz 1 ob-

bb)

‚b)

liegenden Aufgabe mit. Sie hat hierbei einen Nahverkehrsplan zu berücksichtigen, 
der unter den Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 6 zustandegekommen ist und 
vorhandene Verkehrsstrukturen beachtet.
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(3b) Für Vereinbarungen von Verkehrsunternehmen und für Beschlüsse und 
Empfehlungen von Vereinigungen dieser Unternehmen gilt § 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen nicht, soweit sie dem Ziel dienen, für eine Integrati-
on der Nahverkehrsbedienung, insbesondere für Verkehrskooperationen, für die 
Abstimmung oder den Verbund der Beförderungsentgelte und für die Abstimmung 
der Fahrpläne, zu sorgen. Sie bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Anmeldung bei 
der Genehmigungsbehörde. Für Vereinigungen von Unternehmen, die Vereinba-
rungen, Beschlüsse und Empfehlungen im Sinne von Satz 1 treffen, gilt § 19 Absatz 
1 in Verbindung mit § 19 Absatz 2 Nummer 1 und § 19 Absatz 3 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen entsprechend. Verfügungen der Kartellbehörde, 
die solche Vereinbarungen, Beschlüsse oder Empfehlungen betreffen, ergehen im 
Benehmen mit der zuständigen Genehmigungsbehörde.“ ‘

Der bisherige Buchstabe b wird Buchstabe c und in Absatz 4 Satz 2 werden nach dem 
„darstellen“ die Wörter „und keine ausschließlichen Rechte gewährt werden“ ein-

cc)
Wort 
gefügt.

d) Nummer 3 wird wie folgt geändert:

aa) § 8a wird wie folgt geändert:

Absatz 1 wird wie folgt gefasst:aaa)

„(1) Soweit eine ausreichende Verkehrsbedienung für eine Gesamtleistung 
nach § 8a Absatz 2 Satz 4 oder für eine Teilleistung nicht entsprechend § 8 Ab-
satz 4 Satz 1 möglich ist, ist die Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 maßgebend. 
Die zuständige Behörde im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 (zustän-
dige Behörde) kann zur Sicherstellung einer ausreichenden Verkehrsbedienung 
allgemeine Vorschriften im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 und 3 der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 erlassen oder öffentliche Dienstleistungsaufträge nach 
Maßgabe des Artikels 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erteilen. 
Wer zuständige Behörde ist, richtet sich nach dem Landesrecht; sie soll grund-
sätzlich mit dem Aufgabenträger nach § 8 Absatz 3 identisch sein.“

bbb) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

)aaaa In Satz 2 wird nach den Wörtern „zur Veröffentlichung nach Artikel 7 Ab-
satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007“ das Wort „(Vorabbekannt-
machung)“ eingefügt.

bbbb) Die folgenden Sätze werden angefügt:

„In der Vorabbekanntmachung sollen die mit dem beabsichtigten Diens
leistungsauftrag verbundenen Anforderungen für Fahrplan, Beförd

t-
e-

rungsentgelt und Standards angegeben werden. Es kann angegeben wer-
den, inwieweit eine Vergabe als Gesamtleistung beabsichtigt ist (Netz, 
Teilnetz, Linienbündel, Linie). Die Angaben können auch durch Verweis 
auf bestimmte Inhalte des Nahverkehrsplans im Sinne des § 8 Absatz 3 
oder durch Verweis auf andere öffentlich zugängliche Dokumente geleis-
tet werden.“

ccc) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

„(3) Die zuständige Behörde ist unter den in der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 genannten Voraussetzungen befugt, Verkehrsleistungen im 
Nahverkehr nach Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 selbst 
zu erbringen oder nach Artikel 5 Absatz 2 und 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 direkt zu vergeben.“

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und Satz 2 wie folgt gefasst:

5 A

ddd)

„Bei der Vergabe eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages nach Artikel

zu vergeben.“

b-
satz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 sind Leistungen in Lose aufgeteilt 
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eee) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und wie folgt gefasst:

„(5) Beabsichtigt die zuständige Behörde, Verkehrsleistungen im Nahver-
kehr selbst zu erbringen oder nach Artikel 5 Absatz 2 oder 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 direkt zu vergeben, so hat sie interessierte Unternehmer 
auf Antrag über die Gründe für die beabsichtigte Entscheidung zu informieren. 
Der Antrag ist innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach der Vorabbe-
kanntmachung zu stellen.“

fff) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden die Abs

Folgender Absatz 8 wird angefügt:

„(8)

ätze 6 und 7.

ggg)

Die zuständige Behörde im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
kann in dem öffentlichen Dienstleistungsauftrag ein ausschließliches Recht im 
Sinne von Artikel 2 Buchstabe f der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gewähren. 
Das ausschließliche Recht darf sich nur auf den Schutz der Verkehrsleistungen 
beziehen, die Gegenstand des öffentlichen Dienstleistungsauftrages sind. Die 
zuständige Behörde bestimmt hierbei den räumlichen und zeitlichen Geltungs-
bereich sowie die Art der Personenverkehrsdienstleistungen, die unter Aus-
schluss anderer Betreiber zu erbringen sind. Dabei dürfen solche Verkehre, die 

zdas Fahrgastpoten ial der geschützten Verkehre nur unerheblich beeinträchti-
gen, nicht ausgeschlossen werden.“

wird wie folgt geändert:

In Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 wird das Wort „Eignung“ durch die Wörter „Leis-
tungsfähigkeit (Eignungsnachweis)“ ersetzt.

bb) § 8b

aaa)

bbb) In Absatz 3 wird Satz 1 aufgehoben.

In Nummer 4 Buchstabe c wird Absatz 6 wie folgt geändert:

ie Wörter 

e)

aa) In Satz 1 werden d
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007“

„Veröffentlichung nach § 8a Absatz 2 Satz 2 und Artikel 7 
durch das Wort „Vorabbekanntm

chung“
a-

ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefügt:

„Das Einvernehmen des Aufgabenträgers nach Satz 2 gilt als erteilt, wenn der von dem 
Aufgabenträger beauftragte Verkehr den im Rahmen der Vorabbekanntmachung ge-
setzten Anforderungen nach § 8a Absatz 2 Satz 3 bis 5 nicht entspricht.“

Nummer 5 wird wie folgt geändert:f)

aa) Buchstabe a wird wie folgt gefasst:

‚a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Beim Straßenbahn-, Obusverkehr und Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen 
ist die Genehmigung zu versagen, wenn

1. der Verkehr auf Straßen durchgeführt werden soll, die sich aus Gründen der 
Verkehrssicherheit oder wegen ihres Bauzustandes hierfür nicht eignen,

2. der beantragte Verkehr ein ausschließliches Recht im Sinne von Artikel 2 
Buchstabe f der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 verletzt, das von der zustän-
digen Behörde nach § 8a Absatz 1 in einem öffentlichen Dienstleistungsauf-
trag nach Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 unter Beac
tung der in § 8a Absatz 8 genannten Voraussetzungen gewährt wurde,

durch den beantragten Verkehr die öffentlichen Verkehrsinteressen beei
trächtigt werden, insbesondere

3.

h-

n-

a) der Verkehr mit den vorhandenen Verkehrsmitteln befriedigend bedient 
werden kann,
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b) der beantragte Verkehr ohne eine wesentliche Verbesserung der Ver-
kehrsbedienung Verkehrsaufgaben wahrnehmen soll, die vorhandene 
Unternehmen oder Eisenbahnen bereits wahrnehmen,

die für die Bedienung dc) ieses Verkehrs vorhandenen Unternehmen oder 
Eisenbahnen bereit sind, die notwendige Ausgestaltung des Verkehrs in-
nerhalb einer von der Genehmigungsbehörde festzusetzenden Frist und, 
soweit es sich um öffentlichen Personennahverkehr handelt, unter den 
Voraussetzungen des § 8 Absatz 3 selbst durchzuführen, oder

der beantragte Verkehr einzelne ertragreiche Linien oder ein Teilnetz d)
aus einem vorhandenen Verkehrsnetz oder aus einem im Nahverkehr
plan im Sinne des § 8 Absatz 3 festgelegten Linienbündel herauslöse

s-
n 

würde.

Satz 1 Nummer 2 und 3 gilt nicht für den Personenfernverkehr (§ 42a Satz 
1).“ ‘

bb) Buchstabe b wird wie folgt gefasst:

‚b) Absatz 2a wird wie folgt geändert:

aa) Die Wörter „§ 8 Abs. 3 Satz 2 und 3“ werden durch die Angabe „§ 8 Absatz 3“ 
ersetzt.

bb) Die folgenden Sätze werden angefügt:

„Die Genehmigung ist zu versagen, wenn ein in der Frist nach § 12 Absatz 6 
gestellter Antrag die in der Vorabbekanntmachung beschriebenen Anforde-
rungen nicht erfüllt oder sich nur auf Teilleistungen bezieht, es sei denn, die 
zuständige Behörde erteilt gegenüber der Genehmigungsbehörde ihr Einver-
nehmen zu den beantragten Abweichungen. Die Genehmigung ist zu erteilen, 
wenn der beantragte und in seinen Bestandteilen verbindlich zugesicherte 
Verkehr mindestens dem bisherigen Verkehrsangebot entspricht und darüber 
hinaus von den in der Vorabbekanntmachung beschriebenen weitergehenden 
Anforderungen zur Sicherstellung der ausreichenden Verkehrsbedienung nur 
unwesentlich abweicht. Als wesentlich gelten grundsätzlich Abweichungen 
von Anforderungen zu Linienweg und Haltestellen, zu Bedienungshäufigkeit 
und Bedienungszeitraum, zur Abstimmung der Fahrpläne und zur Barriere-
freiheit. Das Gleiche gilt für Anforderungen zur Anwendung verbundener Be-
förderungstarife und Beförderungsbedingungen, für die ein Ausgleich nach 
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gezahlt werden soll. Sofern diese Abwei-
chungen Anforderungen betreffen, die über das bisherige Verkehrsangebot 
hinausgehen, sind sie nur dann wesentlich, wenn der Unternehmer, der die-
sen Verkehr bisher betrieben hat, hierzu angehört wurde und diese Anforde-
rungen für die ausreichende Verkehrsbedienung erforderlich sind.“ ‘

cc) In Buchstabe c wird Satz 1 wie folgt gefasst:

„Werden im öffentlichen Personennahverkehr mehrere Anträge gestellt, die sich ganz
oder zum Teil auf die gleiche oder im Wesentlichen gleiche Verkehrsleistung beziehen, 
so ist die Auswahl des Unternehmers danach vorzunehmen, wer die beste Verkehrsbe-
dienung anbietet.“

dd)

‚d)

Die folgenden Buchstaben d und e werden angefügt:

Nach Absatz 2b wird folgender Absatz 2c eingefügt:

„(2c) Auf Antrag des Aufgabenträgers ist die Genehmigungsbehörde ver-
pflichtet, die Erfüllung der in den Absätzen 1, 1a und 2 Satz 1 Nummer 1 genannten 
Voraussetzungen bereits im Verfahren der Vergabe eines öffentlichen Di
tungsauftrages zu prüfen.“

In Absatz 3 wird die Angabe „Absatzes 2 Nr. 2“ durch die Wörter „Absatzes
Nummer 3“ ersetzt.‘

enstlei

e) 2 

s-
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g) In Nummer 7 wird Buchstabe d wie folgt gefasst:

‚d) Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:

„Bei Anträgen auf Erteilung einer Genehmigung für einen Personenfernverkehr (§ 42a 
Satz 1) sind nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 nur die Unternehmer zu hören, deren 
Rechte nach § 13 Absatz 2 berührt sein können; Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 ist nicht a
zuwenden.“ ‘

n-

h) Nummer 8 wird wie folgt gefasst:

‚8. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Die Frist für eine Entscheidung über einen Antrag auf Erteilung einer Genehmi-
gung für einen Verkehr mit Straßenbahnen, Obussen oder Kraftfahrzeugen im Li-
nienverkehr beginnt frühestens mit dem ersten Kalendertag nach dem Ablauf der 
Antragsfrist in § 12 Absatz 5 oder 6.“

b)

„Wurden dem Genehmigungsantrag weitere Bestandteile im Sinne des § 12 Absatz 

Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

1a hinzugefügt, so ist deren Einhaltung durch eine Auflage zur Genehmigung abzu-
sichern, in deren Kontrolle die zuständige Behörde auf ihren Wunsch eingebunden 
werden kann.“ ‘

i) Nummer 9 wird wie folgt gefasst:

‚9. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

„(1) Die Geltungsdauer der Genehmigung für Straßenbahn- und Obusverkehr 
beträgt höchstens 15 Jahre. Sie kann unter den Voraussetzungen des Artikels 4 Ab-
satz 3 Satz 2 und Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für einen längeren 
Zeitraum festgelegt werden. Bei Wiedererteilung der Genehmigung ist die Gel-
tungsdauer so zu bemessen, dass die Genehmigung mit Vereinbarungen und Ent-
scheidungen über die Benutzung öffentlicher Straßen nach § 31 Absatz 2 und 5 in 
Einklang steht. Ist die beantragte Verkehrsleistung Gegenstand eines öffentlichen 
Dienstleistungsauftrages im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007, darf die Geltungsdauer der Genehmigung die Laufzeit des öffentlichen 
Dienstleistungsauftrages nicht überschreiten.

(2) Die Geltungsdauer der Genehmigung für Linienverkehr mit Kraftfahrzeu-
gen ist unter Berücksichtigung der öffentlichen Verkehrsinteressen zu bemessen. 
Sie beträgt höchstens zehn Jahre. Die Genehmigung kann unter den Voraussetzun-
gen des Artikels 4 Absatz 3 Satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für einen 
längeren Zeitraum festgelegt werden. Ist die beantragte Verkehrsleistung Gegen-
stand eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 

er Genehmigung die der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007, darf die Geltungsdauer d
Laufzeit des öffentlichen Dienstleistungsauftrages nicht überschreiten. Im öffentli-
chen Personennahverkehr ist § 8 Absatz 3 zu beachten.“

Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:b)

„(3) Weicht im öffentlichen Personennahverkehr ein Genehmigungsantrag für 
einen eigenwirtschaftlichen Verkehr wesentlich vom bisherigen Verkehrsangebot 
ab und sichert die zuständige Behörde der Genehmigungsbehörde die Vergabe e
nes dem bisherigen Verkehrsangebot entsprechenden öffentlichen Dienstlei
tungs

i-
s-

auftrages zu, so ist die Geltungsdauer der Genehmigung so zu bemessen, dass 
sie zu dem Zeitpunkt endet, den die zuständige Behörde als Zeitpunkt der geplan-
ten Betriebsaufnahme des zugesicherten Verkehrs angibt. Setzt die zuständige Be-
hörde ihre Zusicherung nicht um, so ist die Geltungsdauer der Genehmigung unter 
Beachtung der Absätze 1 und 2 neu festzusetzen.“
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c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.‘

j) Nummer 11 wird wie folgt gefasst:

‚11. § 20 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden nach den Wörtern „Voraussetzungen des § 13 Abs. 1“ die Wö
ter „oder Absatz 1a“ eingefügt.

r-

b) In Absatz 3 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt:

„In den Fällen des Artikels 5 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 kann 
die einstweilige Erlaubnis auf bis zu zwei Jahre befristet werden.“ ‘

k) In Nummer 12 Buchstabe c wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt:

„Eine Entbindung von der Verpflichtung nach Absatz 1 für einen Teil des vom Unternehmer 
betriebenen Verkehrs darf darüberhinaus in der Regel nur vorgenommen werden, wenn das 
öffentliche Verkehrsinteresse nicht entgegensteht.“ 

Nummer 13 wird wie folgt gefasst:l)

‚13. § 25 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Genehmigungsbehörde hat die Genehmigung zu widerrufen, wenn

1. nicht mehr alle Voraussetzungen des § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 
rvo liegen,

2.bei eigenwirtschaftlichen Verkehren die Betriebspflichten nachhaltig nicht erfüllt 
werden oder

3.bei Verkehren nach § 8a Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Artikel 3 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 nach Feststellung der zuständigen Behörde 
kein wirksamer öffentlicher Dienstleistungsauftrag mehr besteht.“

In den Absätzen 2 und 3 wird jeweils die Angabe „§ 13 Abs. 1 Nr.b)
ter „§ 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4“ ersetzt.‘

4“ durch die Wör-

m) Nach Nummer 13 wird folgende Nummer 13a eingefügt:

‚13a.Nach § 30 wird folgender § 30a eingefügt:

„§ 30a

Entschädigungsverfahren

Soweit der Unternehmer auf Grund eines Planfeststellungsbeschlusses oder einer 
Plangenehmigung verpflichtet ist, eine Entschädigung in Geld zu leisten, und über die 
Höhe der Entschädigung keine Einigung zwischen dem Betroffenen und dem Unter-
nehmer zustande kommt, entscheidet auf Antrag eines der Beteiligten die nach Landes-
recht zuständige Behörde; für das Verfahren und den Rechtsweg gelten die Entei
nungsgesetze der Länder entsprechend.“

Nummer 15 wird wie folgt gefasst:

§ 40 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

g-
‘

n)

‚15.

„Soweit die Fahrpläne Gegenstand eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages 
sind, hat die zuständige Behörde diese der Genehmigungsbehörde anzuzeigen. In 
diesem Fall gilt die Zustimmung als erteilt.“

Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt:b)
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„(2a) Die Zustimmung zu einer Fahrplanänderung wird in der Regel nicht 
erteilt, wenn diese einer
spricht.“

verbindlichen Zusicherung nach § 12 Absatz 1a wider-

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die Genehmigungsbehörde kann für einen eigenwirtschaftlichen Verkehr 
Änderungen des Fahrplans verlangen, wenn die maßgebenden Umstände sich we-
sentlich geändert haben oder sich für die bessere Ausgestaltung des Verkehrs in 
einem Gebiet neue Gesichtspunkte ergeben, denen durch eine Änderung des Fahr-
plans Rechnung getragen werden kann. Die Genehmigungsbehörde hat hiervon 
abzusehen, wenn die Änderungen dem Unternehmer unter Berücksichtigung sei-
ner wirtschaftlichen Lage, einer ausreichenden Verzinsung und Tilgung des Anla-
gekapitals und der notwendigen technischen Entwicklung nicht zugemutet werden 
können.“

Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:

„Der Unternehmer ist verpflichtet, der Genehmigungsbehörde auf deren Anforde-
rung die Fahrplandaten in einem geeigneten elektronischen Format zur Kontrolle 
der Einhaltung der Fahrplanpflichten sowie zur Nutzung in unternehmensüber-

d)

greifenden Auskunftssystemen zeitgerecht und unentgeltlich bereitzustellen.“ ‘

In Nummer 16 wird § 42a wie folgt gefasst:o)

„§ 42a

Personenfernverkehr

Personenfernverkehr ist der Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen, der nicht zum öffentli-
chen Personennahverkehr im Sinne des § 8 Absatz 1 und nicht zu den Sonderformen des Li-
nienverkehrs nach § 43 gehört. Die Beförderung von Personen zwischen zwei Haltestellen 
ist unzulässig, wenn

1. der Abstand zwischen diesen Haltestellen nicht mehr als 50 km beträgt oder

2. zwischen diesen Haltestellen Schienenpersonennahve
einer Stunde betrieben wird.

rkehr mit einer Reisezeit bis zu 

In der Genehmigung sind auf Antrag für einzelne Teilstrecken Ausnahmen zu gewähren, 
wenn 

1. kein ausreichendes Nahverkehrsangebot besteht oder

2. das Fahrgastpotenz
tigt wird.“

p)

ial der vorhandenen Verkehrsangebote nur unerheblich beeinträch-

Nach Nummer 16 wird folgende Nummer 16a eingefügt:

‚16a.Nach § 42a wird folgender § 42b eingefügt:

„§ 42b

Technische Anforderungen

Kraftomnibusse, die im Personenfernverkehr eingesetzt werden, müssen den Vor-
schriften des Anhangs VII der Richtlinie 2001/85/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 20. November 2001 über besondere Vorschriften für Fahrzeuge zur Pe
sonenbeförderung mit mehr als acht Sitzplätzen außer dem Fahrersitz und zur Änd

r-
e-

rung der Richtlinien 70/156/EWG und 97/27/EG (ABl. L 42 vom 13.2.2002, S. 1) in der 
jeweils zum Zeitpunkt der Erstzulassung des jeweiligen Kraftomnibusses geltenden 
Fassung entsprechen und mit mindestens zwei Stellplätzen für Rollstuhlnutzer ausge-
rüstet sein. “ ‘

Nummer 17 wird wie folgt geändert:q)
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aa) In Buchstabe a werden in Nummer 2 die Wörter 
nicht der Genehmigungspflicht nach § 2 Absatz 2 Nummer

„ , soweit die Fahrplanänderungen 
1 unterliegen“ gestrichen.

bb) Buchstabe b wird wie folgt gefasst:

‚b) In Absatz 3 wird die Angabe „§ 13 Abs. 2 Nr. 2“ durch die Wörter „§ 13 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 2 und 3“ ersetzt.‘

r) Nach Nummer 17 wird folgende Nummer 17a eingefügt:

‚17a.In § 46 Absatz 1 wird die Angabe „§§ 42 und 43“ durch die Angabe „§§ 42, 42a und 43“ 
ersetzt.‘

s) Nummer 19 wird wie folgt gefasst:

‚19. § 52 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 werden die Wörter „§ 13 Absatz 1 Nummer 4“ durch die 
Wörter „§ 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4“ ersetzt.

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„Während der Herstellung des Benehmens ruht die Frist für die Entscheidung über den 
Antrag nach § 15 Absatz 1 Satz 2 bis 5.“ ‘

t) Nach Nummer 19 wird folgende Nummer 19a eingefügt:

‚19a.In § 53 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 werden die Wörter „§ 13 Absatz 1 Nummer 4“ durch 
die Wörter „§ 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4“ ersetzt.‘

u) Nummer 20 wird wie folgt gefasst:

‚20. § 57 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 4 wird die Angabe „§ 13 Abs. 1 Nr. 1 bis 3“ durch die Wörter „§ 13 
Absatz 1 oder 1a“ ersetzt.

bb) In Nummer 6 werden nach dem Wort „Organisation“ die Wörter „einschließlich 
der Klärung konkurrierender Zuständigkeiten“ eingefügt.

cc) Nummer 7 wird aufgehoben.

b)Absatz 5 wird aufgehoben.‘

v) Nummer 21 wird wie folgt gefasst:

‚21. § 62 wird wie folgt gefasst:

„§ 62

Übergangsbestimmungen

(1)
ordnung (EG) Nr. 1370/2007 dürfen bis zum 31. Dezember 2013 abweichend von Art
kel 5 Absatz 2 bis 4 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 vergeben werden. Genehm

Öffentliche Dienstleistungsaufträge im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 der Ver-
i-
i-

ungen, die vor dem 1. Januar 2013 erteilt wurden, bleiben bis zum Ablauf der in der 
Genehmigungsurkunde enthaltenen Geltungsdauer wirksam. Die Geltung und Wirk-
samkeit von sonstigen Rechtsverhältnissen, insbesondere öffentlichen Dienstleistungs-

g

aufträgen im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007, die vor dem 1. Januar 2013 
zustande gekommen sind, werden durch die Änderung des Gesetzes nicht berührt.

(2) Soweit dies nachweislich aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen un-
umgänglich ist, können die Länder den in § 8 Absatz 3 Satz 3 genannten Zeitpunkt ab-
weichend festlegen sowie Ausnahmetatbestände bestimmen, die eine Einschränkung 
der Barrierefreiheit rechtfertigen.
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(3)
kehr zugelassen werden

§ 42b gilt ab dem 1. Januar 2016 für Kraftomnibusse, die erstmals zum Ve

busse.“ ‘

r-
und nach Ablauf des 31. Dezember 2019 für alle Kraftomni-

w) Nummer 24 wird wie folgt gefasst:

‚24. § 66 wird wie folgt gefasst:

„§ 66

Berichtspflicht

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung legt bis zum 1. Ja-
nuar 2017 dem Deutschen Bundestag einen Bericht darüber vor, ob die mit dem Gesetz 
zur Änderung personenbeförderungsrechtlicher Vorschriften vom … [einsetzen: Datum 
des Änderungsgesetzes mit Fundstelle im Bundesgesetzblatt] verfolgten Ziele erfüllt 
wurden und wie sich die Marktöffnung im straßengebundenen Personenfernverkehr 
auswirkt, auch hinsichtlich der Sozial- und Arbeitsbedingungen für das Fahrpersonal.“ ‘

Artikel 7 wird wie folgt gefasst:2.

„Artikel 7

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.“
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